Max Mustermann
Musterstadt, den 28. Juli 2010
Musterstraße 1
01234 Musterstadt

An
MdL Martina Musterfrau
Sächsischer Landtag
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1
01067 Dresden
Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete ……..., / Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter …….,

als Bürger Ihres Wahlkreises und ein sich in Ausbildung befindender Jugendlicher im Bereich des Finanzministeriums des Freistaates Sachsen bin ich auch ein Mitglied der Deutschen Steuer-Gewerkschaft und will und muss ich mich an Sie wenden.

Am 15. Juni 2010 erläuterten Herr Ministerpräsident Stanislaw Tillich, der stellvertretende Ministerpräsident Herr Sven Morlok und der Sächsische Finanzminister Herr Prof. Dr. Georg Unland in einer Regierungspressekonferenz die Ergebnisse der Kabinettsklausur für den Doppelhaushalt 2011/2012.

Mit Verwunderung und verständlicher Entrüstung haben meine Kollegen reagiert und die Eckpunkte dieses Plans zur Kenntnis genommen. Und auch ich als junger Mensch und Auszubildender in der Verwaltung kann aus den Gesprächen die Beweggründe nachvollziehen.
Als Lernender in einer Finanzbehörde versuche ich täglich meinen Kollegen zu helfen, und auch mit meiner Arbeit dafür Sorge zu tragen, dass der Freistaat die ihm obliegenden Aufgaben der Haushalts‑, Finanz- und Steuerpolitik ausführen kann. Ich finde die Tätigkeit spannend und mache diese Ausbildung gern. 
Sicher weiß ich, dass eine Arbeit im öffentlichen Dienst auch eine Reihe von bedingten Annehmlichkeiten hat. Das erlebe ich gerade an den verschiedenen Ausbildungsplätzen. Vieles ist interessant und was da gerade an Reformbestrebungen läuft, finde ich spannend. Schließlich könnte das mal meine Zukunft bedeuten. Und das interessiert mich schon sehr.

Umso mehr hat es mich und die Kollegen bei denen ich arbeite, verwundert, dass in dem Konzept so wenig seitens der Staatsregierung zur Verbesserung der Einnahmesituation an Steuern gesagt wird. Warum wird immer nur diskutiert, dass zuviel Geld ausgegeben wird, anstatt darüber nachzudenken, warum der Staat nicht alle die ihm zustehenden Steuern auch wirklich vollständig einnehmen kann. 
Und wenn zuviel Aufgaben für zu wenig Personal da sind, muss ich mir doch auch überlegen, welche Aufgaben lasse ich weg, d. h. was muss man tun für eine bessere Aufgabenerledigung. Aber wir haben dazu keine Aussagen gefunden.
Begründet werden die Streichungen und Abbaumaßnahmen immer mit der demografischen Entwicklung in Sachsen. Doch die Arbeitssituation in meiner Behörde ist eine andere. Die täglich zu bearbeitenden Fälle und Aufgaben steigen seit Jahren an, insbesondere durch neue Gesetze und Sonderregelungen. Immer mehr Service wird erwartet, der aber im Stellenhaushalt personell nicht untersetzt ist. Dieser Service  wird in Zukunft sogar noch schwieriger sicher zu stellen sein, wenn die Behörden weiter zentralisiert, privatisiert und immer weniger Mitarbeiter die gleiche Menge Aufgaben erfüllen müssen. 
Auf der anderen Seite müssen die jungen Leute aus meinem Ausbildungsumfeld bangen, ob sie nach der erfolgreichen Ausbildung in den Dienst des Freistaates Sachsen überhaupt übernommen werden. Das wäre doch gut für die sächsische Verwaltung, um wenigstens ein wenig Fachnachwuchs in die Steuer- und Finanzverwaltung bringen zu können. Ich kann nicht verstehen, dass hier kostenintensiv und aufwendig in unsere gute Ausbildung investiert wird und wir viele Teilbereiche der Verwaltung im Rahmen der Staatsfinanz- und der Steuerausbildung kennenlernen dürfen, aber dies ohne Zieloption passiert. Wir wären höher motiviert, wenn unter Festlegung von Abschlusszielnoten die Übernahme in feste Arbeitsverhältnisse von Anbeginn garantiert werden könnte. Warum man eher billigend in Kauf nimmt, dass hier Ausgebildete in anderen Ländern diese Zusage bekommen, verstehen meine Freunde und ich nicht.
Ebenso schwer verständlich ist es für mich, wenn der sächsische Ministerpräsident in der Begründung zur Reform des Beamtenrechts in Sachsen ausführt, dass damit qualifizierte Fachkräfte aus der Privatwirtschaft oder aus anderen Bundesländern für einen Dienst in Sachsen interessiert werden sollen. Wir sind in der Verwaltung Sachsen für die sächsische Verwaltung ausgebildet worden. Bessere Fachkräfte als uns kann es fast gar nicht geben.
Aber auch die Streichung der Sonderzahlung erscheint uns als Zugpferd nicht lukrativ. Für viele dürfte sich diese Entwicklung der Einkommen eher als fraglich darstellen! 
Ein Vergleich der unterschiedlichen Besoldungssituationen in den einzelnen Ländern nach dieser kurzen Zeit der Föderalismusreform und auch der Ergebnisse der Streichung der Sonderzahlung für die Einkommenssituation (Anlage) ist daher auch mehr als interessant und verdeutlicht uns, wie „attraktiv“ der Dienst in Sachsen wirklich ist. 
Warum soll Sachsen damit, im Ranking der Bundesländer bei der Besoldung, so weit nach hinten rutschen?
Würden Sie in einem Unternehmen beginnen wollen zu arbeiten von dem sie diese Informationen im Vorfeld schon kennen? 
Meine Bitte daher an Sie: Stimmen Sie den Gesetzesvorlagen nicht einfach zu! Es geht auch um unsere Zukunft, lieber in Sachsen als anderswo.
Prüfen Sie die vorgelegten Entwürfe der Regierung intensiv, gehen Sie auf die Menschen zu und reden Sie mit meinen Kollegen aus meiner Gewerkschaft. Die wissen es ganz genau!
Ihr/e ………………
